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SPERREN IM MELDEREGISTER 

Allgemeine Informationen 

Das Melderegister hat die Aufgaben wohnhafte Personen zu registrieren um deren Identität und 
deren Wohnung feststellen zu können. In diesem Zusammenhang erteilt das Bürgerbüro als 
Meldebehörde Melderegisterauskünfte und wirkt nach Maßgaben von Gesetzen bei der 
Durchführung von Aufgaben öffentlicher Stellen mit. Dies bedeutet, dass die Meldedaten an Dritte 
weitergegeben werden. 

Dieser Weitergabe können Sie in bestimmten Fällen widersprechen (Übermittlungssperre). Sollte 
eine Gefahr für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdige 
Interessen vorliegen, so ist die Beantragung einer Auskunftssperre für das Melderegister möglich, 
um vor Erteilung von Auskünften die Schutzzwecke gegen die Interessen der anfragenden Stelle 
abzuwägen. 

 Übermittlungssperren 

Mit der Eintragung von Übermittlungssperren widersprechen Sie der Datenweitergabe an Dritte. 
Vom Gesetzgeber wurden hier folgende Möglichkeiten eröffnet: 

Übermittlungssperre an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 
Das Bundesmeldegesetz sieht vor, dass den Kirchen neben den Daten ihrer Mitglieder auch 
einige Grunddaten von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, übermittelt werden dürfen. Der betroffene 
Familienangehörige – nicht das Kirchenmitglied selbst – kann die Einrichtung einer 
Übermittlungssperre verlangen. Diese Übermittlungssperre gilt nicht, soweit Daten für Zwecke 
des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften 
übermittelt werden. 

Auskünfte an Parteien, Wählergruppen und andere Träger von Wahlvorschlägen 
Im Zusammenhang mit allgemeinen Wahlen und Abstimmungen dürfen Parteien, Wählergruppen 
und anderen Trägern von Wahlvorschlägen in den sechs der Stimmabgabe vorangehenden 
Monaten Auskunft über Namen, Anschrift, Doktorgrad von Gruppen von Wahlberechtigten erteilt 
werden, für deren Zusammensetzung das Lebensalter der Betroffenen bestimmend ist. Die 
Geburtstage der Wahlberechtigten dürfen dabei nicht mitgeteilt werden. Der Empfänger hat die 
Daten spätestens einen Monat nach der Wahl oder Abstimmung zu löschen. Diese Auskunft darf 
nur erteilt werden, wenn Sie nicht widersprochen haben. 

Auskünfte über Alters- und Ehejubiläen  
Mandatsträgern, Parteien, Wählergruppen, Mitgliedern parlamentarischer 
Vertretungskörperschaften und Bewerbern für diese sowie Presse und Rundfunk darf eine 
Melderegisterauskunft über Alters- und Ehejubiläen von Einwohnern erteilt werden. Die Auskunft 
darf nur die dazu erforderlichen Daten (Familiennamen, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift) sowie 
Tag und Art des Jubiläums umfassen. Diese Auskunft darf nur erteilt werden, wenn Sie nicht 
widersprochen haben. 

Auskünfte an Adressbuchverlage  
Das Bundesmeldegesetz erlaubt eine Auskunft an Adressbuchverlage über Vor- und 
Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften von Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben. Die übermittelten Daten dürfen nur für die Herausgabe von Adressbüchern 
(Adressenverzeichnisse in Buchform) verwendet werden. Dieser Auskunftserteilung können Sie 
widersprechen. 
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Datenübermittlungen an das Bundesamt für Wehrverwaltung  
Das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr informiert über den freiwilligen 
Wehrdienst. Hierzu übermittelt die Meldebehörden jeweils zum 31. März eines jeden Jahres 
Angaben zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden 
(Familienname, Vorname und gegenwärtige Anschrift). Falls Sie keine Informationen durch das 
Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr wünschen, können Sie der 
Datenweitergabe widersprechen. Bitte beachten Sie, dass dieser Widerspruch nur für Personen 
eingetragen werden kann, bei der die Datenübertragung aufgrund des Alters noch möglich ist. 

  

Auskunftssperre 

Von Ihrer Seite aus müssen Tatsachen glaubhaft gemacht werden, dass durch die Weitergabe 
Ihrer Meldedaten eine Gefahr für Sie oder einer anderen Person entstehen kann. Im Rahmen der 
Antragstellung sind die Tatsachen nachzuweisen, so dass die Meldebehörde abschließend über 
Ihren Antrag entscheiden kann. Die Auskunftssperre gilt für den Schutzzweck, für den sie 
eingetragen wurde. Im Falle einer vorliegenden Anfrage durch Dritte kann eine Auskunft erteilt 
werden, wenn nach einer Anhörung eine Gefährdung ausgeschlossen werden kann. 

Sollte bei Ihnen eine Gefährdung vorliegen, so setzen Sie sich bitte mit uns in Verbindung, damit 
eine individuelle Beratung stattfinden kann. In dieser Beratung wird Ihnen dann auch mitgeteilt, 
welche Unterlagen als Nachweis zusammen mit dem Antrag vorzulegen sind. 

Rechtsgrundlage 

§§ 36 Absatz 2, 42 Absatz 3, 50 Absätze 1 bis 3 und 51 Bundesmeldegesetz (BMG) 

 


